
Seite    von 31

Satzung Stand 15.12.2017
§ 1 (Name und Sitz)
Der Verein führt den Namen „Druckermark“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und trägt 
dann den Zusatz "e.V." Der Sitz des Vereins ist Hamburg. 

§ 2 (Geschäftsjahr) 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 3 (Zweck des Vereins) 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar - gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst 
und Kultur sowie die Föderung der Bildung. Der Satzungszweck wird insbesondere durch die 
Unterhaltung eines Museums in der Greiffenberger Straße 8 in 16278 Kerkow, Pflege einer historischen 
Druckmaschinensammlung und der dazu gehörigen historischen Handsetzerei, die Durchführung kulturell 
wertvoller Ausstellungen und der Durchführung von Lehrveranstaltungen, in denen durch geschultes Personal 
Jugendlichen, Schülern und anderen Interesenten Inhalte des Druckhandwerkes und des traditionellen 
Handsatzes näher gebracht werden, verwirklicht.

§ 4 (Selbstlose Tätigkeit) 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

§ 5 (Mittelverwendung) 
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mit- glieder erhalten 
keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Auslagen für Zweckgemäße Verwendungen im Sinne der 
Vereinssatzung werden dem Auslegenden ersetzt. Aufwandsentschädigungen für veranstaltende Personen 
können gewährt werden.
Der Vorstand ist grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Die Mitgliederversammlung kann eine jährliche, 
angemessene pauschale Tätigkeitsvergütung für Vorstandsmitglieder beschließen.

§ 6 (Verbot von Begünstigungen) 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 7 (Erwerb der Mitgliedschaft)
Vereinsmitglieder können natürliche Personen oder juristische Personen werden. 
Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen oder über ein Aufnahmeantragsformular auf der Internetpräsenz 
des Vereines zu stellen.
Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. 
Fördermitglieder sind passive Mitglieder ohne Stimmrecht in der Mitgliederversammlung. 
Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht dem/der Bewerber/in die Berufung an die 
Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig mit einer 2/3 Mehrheit entscheidet. 

§ 8 (Beendigung der Mitgliedschaft) 
Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der juristischen Person. 
Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. 
Die schriftliche Austrittserklärung muss mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende des Geschäftsjahres 
dem Vorstand vorgelegt werden. 
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Ein Ausschluss kann durch die Entscheidung des Vorstandes oder aber aus wichtigem Grund erfolgen. 
Wichtige Gründe sind insbesondere ein die Vereinsziele direkt schädigendes Verhalten, die Verletzung 
satzungsmäßiger Pflichten oder Beitragsrückstände von mindestens einem halben Jahr. Über den 
Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die 
Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die 
Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des Vereins endgültig. Dem Mitglied bleibt die Überprüfung 
der Maßnahme durch Anrufung der ordentlichen Gerichte vorbehalten. Die Anrufung eines ordentlichen 
Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis zur Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung. 
Bis zum Entschluss der Mitgliederversammlung ruht die Mitgliedschaft.

§ 9 (Beiträge) 
Von den Mitgliedern können Beiträge erhoben werden. Die Höhe der Beiträge und deren Fälligkeit bestimmt 
die Mitgliederversammlung. 

§ 10 (Organe des Vereins) 
Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.

§ 11 (Mitgliederversammlung) 
1. Oberstes Beschlussorgan ist die Mitgliederversammlung. Ihrer Beschlussfassung unterliegen:

1. die Genehmigung des Finanzberichtes,
2. die Entlastung des Vorstandes,
3. die Wahl der einzelnen Vorstandsmitglieder,
4. die Bestellung von Finanzprüfern,
5. die Satzungsänderungen,
6. die Genehmigung der Beitragsordnung,
7. die Richtlinie über die Erstattung von Reisekosten und Auslagen,
8. die Anträge des Vorstandes und der Mitglieder,
9. die Ernennung von Ehrenmitgliedern,
10. Die Auflösung des Vereins.

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alle zwei Jahre statt. Außerordentliche 
Mitgliederversammlungen werden auf Beschluss des Vorstandes abgehalten, wenn die Interessen des 
Vereins dies erfordern, oder wenn mindestens 40% der Mitglieder dies unter Angabe des Zwecks schriftlich 
beantragen. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt in Textform durch den Vorstand mit einer 
Frist von mindestens zwei Wochen. Zur Wahrung der Frist reicht die Aufgabe der Einladung zur Post an die 
letzte bekannte Anschrift oder die Versendung an die zuletzt bekannte E-Mail-Adresse.
Hierbei sind die Tagesordnung bekannt zugeben und ihr die nötigen Informationen zugänglich zu 
machen. Anträge zur Tagesordnung sind mindestens sieben Tage vor der Mitgliederversammlung bei 
der Geschäftsstelle in Textform einzureichen. Über die Behandlung von Initiativanträgen entscheidet die 
Mitgliederversammlung.
3. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Prozent aller Mitglieder anwesend 
sind. Beschlüsse sind jedoch gültig, wenn die Beschlussfähigkeit vor der Beschlussfassung nicht angezweifelt 
worden ist. Ist die Mitgliederversammlung aufgrund mangelnder Teilnehmerzahl nicht beschlussfähig, 
ist die darauf folgende ordentlich einberufene Mitgliederversammlung ungeachtet der Teilnehmerzahl 
beschlussfähig.
4. Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Dreiviertelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. In allen anderen 
Fällen genügt die einfache Mehrheit.
5. Jedes Mitglied, welches mit den Beiträgen nicht im Rückstand ist, hat eine Stimme. Stimmen können nicht 
übertragen werden. Stimmen können per schriftlicher (postalisch oder elektronisch) Vollmacht übertragen 
werden.
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6. Auf Antrag eines Mitglieds ist geheim abzustimmen. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
Das Protokoll ist allen Mitgliedern zugänglich zu machen und auf der nächsten Mitgliederversammlung 
genehmigen zu lassen.
7. Die Mitgliederversammlung wählt den Vorstand und die Finanzprüfer. Die Wahlen finden geheim in 
Form der "Wahl durch Zustimmung" statt oder durch offene Abstimmung. Jeder Wähler kann beliebig 
vielen Kandidaten jeweils eine Stimme geben. Jeder zu besetzende Posten wird einzeln gewählt, 
wobei gleichrangige Posten (dem stellvertretenden Vorsitzenden und die zwei Finanzprüfer) jeweils 
gemeinsam gewählt werden. Bei der Wahl des Vorsitzenden, des Schatzmeisters ist gewählt, wer die 
meisten abgegebenen Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl statt. Bei erneuter 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Bei der Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden und der Finanzprüfer 
sind diejenigen beiden Kandidaten gewählt, die die meisten Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit findet 
eine Stichwahl statt. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los.
 
§ 12 (Vorstand) 
Der Vorstand im Sinn des § 26 BGB besteht aus dem/der 1. und 2. Vorsitzenden und dem/der 
Schatzmeister/in. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Vorstandsmitglieder sind alleine 
vertretungsberechtigt.
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zehn Jahren gewählt. 
Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden.
Wiederwahl ist zulässig. Entscheidungen des Vorstandes werden durch eine einfache Mehrheit legitimiert. 
Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. 
Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand. Die Vergabe zusätzlicher 
Ämter obliegt dem Vorstand. Der Vorstand ist berechtigt, an der Satzung redaktionelle Änderungen 
vorzunehmen, soweit sie auf Vorgaben von Behörden oder Gerichten beruhen. Die Änderungen sind der 
nächsten Mitgliederversammlung zur Kenntnis zu geben.

§ 13 (Finanzprüfer)
1. Zur Kontrolle der Haushaltsführung bestellt die Mitgliederversammlung einen Finanzprüfer. Nach 
Durchführung seiner Prüfung informiert er den Vorstand von seinem Prüfungsergebnis und erstattet der 
Mitgliederversammlung Bericht.
2. Der Finanzprüfer darf dem Vorstand nicht angehören.
3. Der Finanzprüfer ist grundsätzlich ehrenamtlich tätig; er hat Anspruch auf Erstattung notwendiger 
Auslagen im Rahmen einer von der Mitgliederversammlung zu beschließenden Richtlinie über die Erstattung 
von Reisekosten und Auslagen.

§ 14 (Auflösung des Vereins) 
Bei der Auflösung oder Afhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen der Körperschaft an eine von der Mitgliederversammlung zu bestimmende juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbgünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung 
der Kunst und Kultur dowie der Bildung.


